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Beschlüsse der 36. Sitzung der Medienkommission  

Die 36. Sitzung der Medienkommission der Landesanstalt für Medien NRW hat am 14. Septem-
ber 2018 stattgefunden. Es wurden folgende Beschlüsse gefasst. 
 

1. Einbringung des Nachtragshaushaltsplan 2018 
 

Der Entwurf des Nachtragshaushaltsplans 2018 wird. gem. § 10a Abs. 1. u. 2. FinO-LfM dem 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen zur Prüfung überwiesen. 
 
 
2. Integration der Stiftung Vor Ort NRW in die Landesanstalt für Medien NRW 
 
 Die Medienkommission nimmt das Konzept für die künftige Bearbeitung der Aufgaben der 
Journalismusförderung in der Landesanstalt für Medien NRW zustimmend zur Kenntnis und er-
mächtigt den Direktor, die Vor Ort NRW. LfM-Stiftung für Lokaljournalismus gGmbH aufzulösen 
und alle hierfür notwendigen Schritte zu unternehmen.  
 
 
3. Projektbeteiligung 2019/20 an der EU-Initiative klicksafe 
 
Die Medienkommission beschließt, dass sich die Landesanstalt für Medien NRW, vorbehaltlich 
der Vergabeentscheidung der EU zur Durchführung der achten Projektphase, an der Fortfüh-
rung der EU-Initiative klicksafe für den Zeitraum Januar 2019 bis Dezember 2020 beteiligt. Die 
Kosten der Maßnahme belaufen sich auf 834 T€. Die Landesanstalt für Medien NRW beteiligt 
sich daran mit 348 T€ sowie mit vorhandenem Personal (69 T€). 
 
 
 


